
Thüringer Landtag 
4. Wahlperiode 
18.06.09 
 
 
Änderungsantrag 
 
der Fraktion DIE LINKE 
 
zum Gesetzentwurf der Fraktion der CDU 
 
Beitragsbegrenzungsgesetz (Gesetz zur Änderung des Thüringer 
Kommunalabgabengesetzes) 
 
- DS 4/5333 - 
 
Artikel 1 des Gesetzentwurfs wird wie folgt geändert:  
 

I. Nummer 1 wird wie folgt neu gefasst: 
 
„1. § 7 wird wie folgt geändert: 
 

a) Abs. 1 Satz 3 wird gestrichen. 
 
b) Nach Absatz 1 wird ein neuer Absatz 1a mit folgendem Wortlaut angefügt: 

‚(1a) Das Wort können in Abs. 1 Satz 1 ist als Ermessenskönnen definiert; 
die Anwendung der Bestimmungen des Abs. 1 obliegen der Entscheidung 
der Gemeinden und Landkreise.’ 
 

c) Nach Absatz 1a wird ein neuer Absatz 1aa mit folgendem Wortlaut 
angefügt: 
‚(1aa) Beiträge für nicht leitungsgebundene Einrichtungen nach Abs. 1 
können nur erhoben werden, wenn die entsprechenden Einnahmen für das 
Jahr der Investition in der Haushaltssatzung (Haushaltsplan) veranschlagt 
waren und zu Beginn der Investitionsmaßnahme eine Beitragssatzung 
rechtkräftig bestand. Auf die Erhebung von Beiträgen nach Abs. 1 kann bei 
Ortsstraßen (einschließlich aller Teileinrichtungen) und beschränkten 
öffentlichen Wegen verzichtet werden, wenn die Gemeinde den 
umlagefähigen Investitionsaufwand durch Festsetzung eines zusätzlichen 
Hebesatzes für die Grundsteuer B in der Haushaltssatzung refinanziert; 
näheres bestimmt eine Rechtsverordnung.’ 
 

d) Nach Absatz 3 wird ein neuer Absatz 3a mit folgendem Wortlaut angefügt: 
‚(3a) Bei Ortstraßen einschließlich aller Teileinrichtungen und beschränkt 
öffentlichen Wegen gilt der Vorteil der Betragspflichtigen als abgegolten, 
wenn entsprechend der Straßenklassifizierung folgende Anteile der 
umlagefähigen Investitionskosten höchstens als Beitrag erhoben wird:  
1. Hauptverkehrsstraßen:   15 von Hundert, 
2. Haupterschließungsstraßen  25 von Hundert,  
3. Anliegerstraßen    35 von Hundert.  
4. Beitragserhebung nach § 7a  25 von Hundert.’“  



 
II. Die bisherige Nummer 1 wird zur neuen Nummer 2. 
 
III. Es wird eine neue Nummer 3 mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

 
„3. § 12 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird Satz 4 wird wie folgt neu gefasst: 
‚Zur Deckung der verbrauchsunabhängigen Kosten (Vorhaltekosten) kann 
eine Grundgebühr erhoben werden; anstelle der Erhebung von Beiträgen 
nach § 7 Abs. 1 können die umlagefähigen beitragsrelevanten 
Investitionskosten Bestandteil der Grundgebühr sein.’ 
 

b) Dem Absatz 2 werden folgende Sätze angefügt: 
‚Die Grundgebühr ist – unter besonderer Beachtung des Absatzes 5 – so zu 
bemessen, dass neben ihr eine angemessene Abrechnung nach der 
tatsächlichen Nutzung erfolgt. Die Erhebung einer Mindestgebühr ist bei 
der Wasserversorgung und der Abwasserbeseitigung unzulässig.’ 
 

c) Nach Absatz 3 Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt: 
‚Auf die Verzinsung des Eigenkapitals ist teilweise oder vollständig zu 
verzichten, wenn dadurch die Gebührenhöhe angemessen gesichert werden 
kann. Die Gebührengrenzen der Angemessenheit sind durch eine 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Landtag festzulegen.’ 
 

d) Dem Absatz 5 Satz 1 wird nach dem Wort „dienen“ folgender Wortlaut 
angefügt: 
‚und Anreize zu einem umweltschonenden Verhalten zu bieten’“ 

 
IV. Die bisherigen Nummer 2 wird zur neuen Nummer 4 und wie folgt ergänzt: 

 
„1. Nach Absatz 4 wird ein neuer Absatz 4a mit folgendem Wortlaut angefügt: 

‚(4a) Bei Anwendung der Regelung nach § 12 Abs. 2 Satz 4 werden bereits 
gezahlte bzw. gestundete Beiträge für Abwasserentsorgungseinrichtungen mit 
künftigen Gebührenschulden verrechnet. Der Verrechnungszeitraum beträgt 
längstens 20 Jahre. Verbleibende Restbeträge sind nach den Bestimmungen des 
Abs. 4 zu erstatten.’ 
 

2. Nach Absatz 6 wird ein neuer Absatz 6a mit folgendem Wortlaut angefügt: 
‚(6a) „Bei Anwendung der Regelung nach § 12 Abs. 2 Satz 4 werden den 
Aufgabenträgern Finanzhilfen in der Höhe gewährt, die zur Umsetzung der 
Bestimmungen des § 12 Abs. 3 Satz 4 notwendig sind. Näheres regelt eine 
Rechtsversordnung.’ 
 

3. In Buchstabe f) werden im Wortlaut des neuen Absatz 8 die Verweise „Abs. 
4a“ und „Abs. 6a“ aufgenommen.“  
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